AMTSBLATT 


DES KREISES WŁOSZCZOWA. 


Nr. 10. Włoszczowa, am 31. Mai 1916. 

INHALT: 1. An die Bevölkerung des Mil.- Gen.-Gouvernements! — 2. Verordnung des Armeeoberkommandan- 

ten vom 22. April 1916, betreffend das Spiritus und Branntweinmonopol und die Bekämpfung der Trunk- 

sucht. 3. Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. Dezember 1915, betreffend die Aushebung 

von Transportmitteln für militärische Zwecke. — 4. Verbrauchsabgaben im Okkupationsgebiete. — 5. Dienst 

der Feldschere. — 6. Unbefugte Ausübung der Hebammenpraxis. — 7. Hundswut im Kreise. — 8. Kund- 

machung über die Einführung des beschränkten Zivil-Personen-, Gepäcks- und Güterverkehres in den 

Strecken Cholm—Kowel und Kowel—Sokal. — 9. Versicherungswesen im Okkupationsgebiete. — 10. War- 
nung. — 11. Aviso. à 

1. Getreu den Absichten meines erhabenen Monar- 


K 2 chen, dem Euer Wohl am Herzen liegt, werde ich mein 
An die Bevölkerung des Mil.-Gen.-Gouvernements ! ; ; Š ; 
Bestreben darauf nichten, die schweren Wunden, die 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner k. u. k. Aposto- der Krieg dem Lande geschlagen hat, nach besten Kräf- 


isc Majestät, meines allergnädigste: y über- : ; à ihli 
lischen Majestät, meines allergnädigsten Herrn, über ten weiter zu lindern und die fernere gedeihliche Ent- 


> > jc ww as Mliitärseneralsouverneurs i : 5 
nehme ich das Amt des Mliitärgeneralgouverneurs im wicklung des Landes zu fördern. 


österr.-ungar. Okkupationsgebiete in Polen. Ich fordere Euch alle auf mich bei dieser Arbeit 


ieser Jise schaf En S ge AaS $ 3 = 
In dieser Eigenschaft begrüsse ich die Bevölke zu unterstützen und mir Euer volles Vertrauen ent- 


rung des mir anvertrauten Landes aufs wärmste. gegenzubringen. 
Die Prinzipien der Gerechtigkeit und des Wohl- 

wollens, nach denen mein ausgezeichneter Vorgänger Lublin, am 9. Mai 1916. 

das Land: verwaltet hat, werden auch mir zur Richt- 

schnur dienen. Von Euch hingegen erwarte ich, dass Der k. u: K. Mil.-Gen.-Gouy.: 

Ihr mir durch tadelloses Verhalten ein wohlwollendes | Karl Kuk FZM., m. p. 


und freundschaftliches Vorgehen ermöglichen werdet. | 


2. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
22. April 1916, 


betreffend das Spiritus- und Branntweinmonopol und die 
Bekämpfung der Trunksucht. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefeh- 
les übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-unga- 
rischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


I. ABSCHNITT. 


Spiritus- und Branntweinmonopol. 


Ssh 
Einfuhr- und Absatzmonopol. 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das 
Okkupationsgebiet und der Absatz von Spiritus und 
Branntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Mili- 
tärverwaltung vorbehalten. 


Unter Spiritus werden alle gebrannten alkoholhäl- 
tigen Flüssigkeiten, unter Branntwein alle solche Flüs- 
sigkeiten verstanden, die sich mit oder ohne Zusatz 
zum Getränke eignen. 


$:2, 


Ausnahmen vom Monopole. 


Das Militärgeneralgouvernement kann durch Ver- 
ordnung bestimmen, dass die Einfuhr und der Absatz 
bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwein vom 
Einfuhr- und Absatzmonopole allgemein ausgenommen 
ist oder einzelnen Personen auf ihr Ansuchen bewil- 
ligt werden kann. 


$3. 


Einfuhr und Ausfuhr. 


Die Einfuhr von Spiritus oder Branntwein in das 
Okkupationsgebiet durch die k. u. k. Militärverwaltung 
ist zollfrei. 

Die Einfuhr für die in $ 4, Punkt 1, 2, 3 und 6, 
der Zollordnung (Verordnung des Armeeoberkomman- 
danten. vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V.- Bl.) bezeichneten 
Zwecke unterliegt keiner Beschränkung. 

Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus 


dem Okkupationsgebiete ist verboten. Ausnahme von 
diesem Verbote werden vom Militärgeneralgouverne- 
ment oder von den hiezu durch Verordnung des Mi- 
litärgeneralgouvernements besonders ermächtigten Orga- 
nen bewilligt. ; 
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Ermächtigung zum Absatze von Spiritus oder 
Branntwein. 


Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein kön- 
nen einzelne Personen von der k. u. k. Militärverwal- 
tung durch Erteilung der Konzession zum Spiritus- 
oder Branntweinhandel nach Massgabe des II. Ab- 
schnittes ermächtigt werden. 

Die Konzession ersetzt auch die Einkaufsbewilli- 
gung ($ 4 der Verordnung des Armeeoberkommandan- 
ten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V.-Bl.). 


$ 5. 


Preisbestimmung. 


Die Preise für den Verschleiss von Spiritus oder 
Branntwein werden durch Verordnung des Militärge- 
neralgouverneurs festgesetzt. Die nach $ 2 vom Ab- 
satzmonopole allgemein ausgenommenen Arten von Spi- 
ritus oder Branntwein können von der Preisbestim- 
mung ausgenommen werden. 

Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die Preise, 
zu denen der Erzeuger den Spiritus oder Branntwein der 
k. u. k. Militärverwaltung abgeben muss, sowie die 
Preise, zu denen ihn die k. u. k. Militärverwaltung 
den Händlern überlässt. Die letzteren Preise sind für 
Branntwein in Gold zu entrichten; das Militärgeneral- 
gouvernement kann in rücksichtswürdigen Fällen eine 
andere Art der Zahlung bewilligen. 

Alle indirekten Abgaben von der Erzeugung oder 
vom Absatze des durch die k. u. k. Militärverwaltung 
eingeführten oder erworbenen Spiritus oder Brannt- 
weines sind aufgehoben. 


II. ABSCHNITT. 
Gewerberechtliche Bestimmungen. 
$ 6. 


Konzessionsbehörde, Konzessionsurkunde. 


Zum Handel mit Spiritus oder Branntwein ist 
eine Bewilligung (Konzession) des Kreiskommandos 
notwendig, in dessen Amtsgebiete der Betrieb stattfin- 
den soll. 


Die Konzession kann auch für den Handel mit 
bestimmten Arten von Spiritus oder Branntwein oder 
für bestimmte Arten des Gewerbebetriebes erteilt 
werden. 
insbesondere: 

1. für den Handel mit solchen Arten von Spiri- 
tus oder Branntwein, deren Absatz vom Mo- 
nopole der k. u. k. Militärverwaltung ausge- 
nommen ist ($ 2); 

2. für den Handel mit solchen Arten von Spiri- 
tus oder Branntwein, deren Absatz unter das 
Monopol der k. u. k. Militärverwaltung fällt 
8 9; 

3. für den Ausschank von Branntwein oder für 
den Handel mit Branntwein in Mengen von 
weniger als fünf Litern. 


Über die Bewilligung wird eine Urkunde (Kon- 
zessionsurkunde) ausgestellt. 


Sl: 


Konzessionsinhaber. 


Die Konzession wird nur durchaus verlässlichen 
und unbescholtenen Personen erteilt, die eine entspre- 
chende allgemeine und kaufmännische Bildung be- 
sitzen. 

Der Betrieb des Gewerbes durch einen Pächter ist 
verboten. Der Betrieb durch einen Stellvertreter auf 
Rechnung des Konzessionsinhabers bedarf der Geneh- 
migung des Kreiskommandos. Der Stellvertreter muss 
den Voraussetzungen des ersten Absatzes entsprechen. 

Nach dem Tode des Konzessionsinhabers kann 
das Gewerbe für Rechnung der Witwe, die mit ihm 
bis zum Tode im gemeinsamen Haushalte gelebt hat, 
während des Witwenstandes oder für Rechnung der 
erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis zur 
Erreichung der Grossjährigkeit auf Grund der frühe- 
ren Konzessionsurkunde fortgeführt werden; dem Kreis- 
kommando ist hievon die Anzeige zu erstatten und, 
nach Erfordernis, ein im Sinne des vorhergehenden Ab- 
satzes geeigneter Stellvertreter namhaft zu machen. 


Branntweinausschank. 


Die Konzession zum Ausschanke von Branntwein 
($ 6, Punt 3) wird nur solchen Bewerbern erleilt, die 
in demselben Lokale auf Grund sonstiger Gewerbebe- 
rechtigungen auch die Verabreichung von Speisen und 
den Ausschank anderer Getränke betreiben. 

Die im ersten Absatze bezeichneten Gastwirle 
können zum Genusse im Gastlokale Branntwein in 
unverschlossenen Gefässen bis zur Menge von höch- 
stens einem Achtelliter verkaufen. 
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Im übrigen darf Spiritus oder Branntwein nur in 
handelsüblich verschlossenen Gefässen und nicht zum 
Genusse im Verkaufslokale selbst verkauft werden. 


BER 
Betriebsstätte, 


Auf Grund derselben Konzession kann der Spi- 
ritus- oder Branntweinhandel nur in einer Gemeinde 
und nur in den in der Konzessionsurkunde bezeichneten 
Betriebsstätten ausgeübt werden. 

Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemeinde 
ist dem Kreiskommando, wenigstens eine Woche vor 
Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebsstätte, 
die Anzeige zu erstatten. Die Übersiedlung des Brannt- 
weinausschankes ($ 8) bedarf der Genehmigung des 
Kreiskommandos. 


§ 10. 


Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und 
den Umfang des Betriebes, insbesondere die in § 6 
unter 1, 2 und 3 bezeichneten Betriebsarten, und ob 
die Ware nur an Händler oder auch unmittelbar an 
Konsumenten abgegeben werden darf. 


aa 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Spiritus- oder Branntweinhan- 


dels ist unter amtliche Aufsicht gestellt. 


Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen 
Organen ist der Eintritt in die Gewerberäume, deren 
Durchsuchung, sowie die Einsicht in die Geschäftsbü- 
cher und sonstigen Aufzeichnungen über den Spiritus- 
oder Branntweinhandel freigestellt. 

Der Kreiskommandant kann verfügen, dass Be- 
triebsstätten, in denen der Handel mit Branntwein aus- 
geübt wird, an bestimmten Tagen oder zu bestimmten 
Stunden geschlossen werden müssen. 


§ 12. 


Verbotene Arten des Absatzes. 


Die Verwendung von Automaten zum Absatze 
von Branntwein ist verboten. 

Nichtflüssige Stoffe, die ausschliesslich zur Her- 
stellung von Branntwein bestimmt sind, dürfen nur an 
die zur Branntweinerzeugung befugten Gewerbetrei- 
benden verkauft werden. Das Feilhalten solcher Stoffe 
in allgemein zugänglichen Geschäftslokalen ist ver- 
boten. 


$ 18. 
Apotheken. 


Der Verkauf bestimmter Arten von Spiritus oder 
Branntwein über ärztliche Verschreibung im Betriebe 
von Apotheken wird dureh die Vorschriften dieses Ab- 
schnittes nicht berührt. 

Apotheker sind zum Absatze der nach den Sa- 
nitätsvorschriften zum Verkaufe in Apotheken zuge- 
lassenen Arten von Spiritus oder Branntwein ohne 
Erteilung einer Konzession gemäss $ 4 ermächtigt. 


IH. ABSCHNITT. 
Privatrechtliche Bestimmungen. 


$ 14. 
Nichtklagbarkeit von Zechschulden. 


Forderungen aus dem Verkaufe von Branntwein 
sowie von anderen geistigen Getränken an den Kon- 
sumenten sind nicht klagbar, wenn der Schuldner zur 
Zeit der Entstehung der späteren Forderung eine frühe- 
re Schuld derselben Art an denselben Gläubiger nicht 
bezahlt hat. 

Forderungen für die wiederholte Verabreichung 
der im ersten Absatze bezeichneten Getränke an einen 
Gast während seines ununterbrochenen Aufenthaltes 
in der Gastwirtschaft oder während seiner Beherber- 
gung in demselben Gasthause gelten als einheitliche 
Forderung. Die gemäss Absatz, 1 nichtklagbaren Zech- 
schulden können auch nicht gegen Forderungen des 
Schuldners aufgerechnet werden. 


$ 15. 
Ungültigkeit von Verträgen. 
Ungültig sind: 
Pfand- und Bürgschaftsverträge zur Befestigung 
der nach $ 14 nichtklagbaren Forderungen; 
Arbeitsverträge, vermöge deren dem Arbeitnehmer 


auf Rechnung des Lohnes gebrannte geistige Getränke 
verabreicht werden. 


IV. ABSCHNITT. 
Strafrechtliche Bestimmungen. 
$ 16. 


Verabreichung geistiger Getränke an Unmündige und 
Trinker. 
Verboten ist: 
1. beim Ausschanke geistiger Getränke oder beim 
Handel mit diesen Getränken einem Unmündigen ein 


geistiges Getränk zum eigenen Genusse zu verabrei- 
chen oder verabreichen zu lassen, 

2. einem Unmündigen geistige Getränke von sol- 
cher Art oder in solchen Mengen oder so häufig zum 
eigenen Genusse zu verabreichen .oder verabreichen 
zu lassen, dass ihr Genuss die Gesundheit oder kör- 
perliche Entwicklung des Unmündigen gefährden kann; 

3. einen seiner Aufsicht oder Obhut unterstehen- 
den Unmündigen geistige, Getränke von solcher Art 
oder in solchen, Mengen oder so häufig geniessen zu 
lassen, dass ihr Genuss die Gesundheit oder körper- 
liche Entwicklung des Unmündigen gefährden kann; 

4. einem offenbar Trunkenen ein geistiges Ge- 
tränk zu verabreichen oder verabreichen zu lassen. 


N Alizz 


Verbot der Verabreichung geistiger Getränke an be- 
stimmte Personen. 


Das Kreiskommando und auf Grund seiner Er- 
mächtigung der Gemeindevorsteher können das Ver- 
bot erlassen, bestimmten Personen geislige Getränke 
zu verabreichen. Das Verbot wird innerhalb seines 
Geltungsbereiches in ortsüblicher Weise verlautbart. 


$ 18. 


Umgehung der Nichtklagbarkeit von Zechschulden, 
Abschluss ungültiger Verträge. 


Verboten ist: 

1. sich vom Schuldner einer nach $ 14 nichtklag- 
baren Forderung, von dessen Familienangehörigen, vom 
Pfandbesteller oder Bürgen ($ 15) eine Urkunde aus- 
stellen zu lassen, die keinen oder einen unwahren Ver- 
pflichtungstitel enthält und eine Umgehung der Nicht- 
klagbarkeit, der Unzulässigkeit der Aufrechnung oder 
der Ungültigkeit der Pfand- oder Bürgschaftsbestellung 
bewirken soll; 

2. sich die Erfüllung einer nichtklagbaren For- 
derung aus dem Verkaufe geistiger Getränke durch 
Verpfändung der Ehre, eidliche oder eine ähnliche 
Beteuerung versprechen zu lassen; 

3. mit einem Arbeitnehmer einen Arbeitsvertrag 
abzuschliessen, der nach $ 15 ungültig ist. 


$ 19. 
Strafkompetenz und Strafausmass. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschrift werden vom 


Kreiskommando — soferne die Handlung nicht unter 
eine strengere Strafbestimmung fällt — mit Geldstrafe 


bis zu fünftausend Kronen oder mit Arrest bis zu 
sechs Monaten bestraft. 


Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zu 
dreitausend Kronen verhängt werden. 


V. ABSCHNITT. 
Allgemeine und Schlussbestimmungen. 
‘20. 


Ermächtigung zu Durchführungmassnahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, alle 
Verordnungen zu erlassen und alle Einrichtungen zu 
schaffen, die zur Durchführung des Spiritus- und Brannt- 
weinmonopoles notwendig sind. 


Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession zum ‘Handel mit Spiritus oder 
Brantwein kann jederzeit entzogen werden. 

Sie muss entzogen werden, wenn die Voraus- 
setzung der Verlässlichkeit und Unbescholtenheit des 
Konzessionsinhabers wegfällt oder beim Betriebe diese 
Verordnung oder eine auf Grund derselben erlassene 
Vorschrift trotz wiederholter Bestrafung und behördli- 
cher Mahnung nicht eingehalten wird. 

Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskom- 
mando die Betriebsstätte zwangsweise schliessen und 
die Beschlagnahme der Waren verfügen. 


$22, 
Übergangsbestimmungen. 


Die im Okkupationsgebiete vorhandenen, zur Ver- 
äusserung bestimmten und nicht durch die k. u. k. 
Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen Vor- 
räte an Spiritus und Branntwein können ohne Er- 
mächtigung der k. u. k. Militärverwaltung nur bis 15. 
Mai 1916 abgesetzt werden, soferne sie nicht vor die- 
sem Tage beim Kreiskommando, in dessen Amtsge- 
biete sie lagern, angemeldet werden. 

Die Anmeldung wird bescheinigt. 

Nichtangemeldete Vorräte werden mit dem 15. 
Mai 1916 vom Kreiskommando als verfallen erklärt. 

Angemeldete Vorräte können ohne Ermächtigung 
der k. u. k. Militärverwaltung bis 1. Juli 1916 abge- 
setzt werden. Die bis dahin nicht abgesetzten Vorräte 
werden von der k. u. k. Militärverwaltung zu den ver- 
einbarten oder zu jenen Preisen übernommen, zu de- 
nen der Spiritus oder Branntwein den Händlern über- 
lassen wird ($ 5, Absatz 2). i 

In Bezug auf die im erslen Absatze bezeichneten 
Vorräte können die nach den Landesgesetzten einge- 
henden indirekten Steuern durch Verordnung des Mi- 
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litärgeneralgouverneurs bis zum Betrage von hundert 
Prozent des Steuersatzes erhöht werden. 

Personen, denen die Ausfuhr emes bestimmten 
Spiritus- oder Branntweinvorrates aus der Monarchie 
bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 15. 
Mai 1916 einführen. Die betreffenden Vorräte unter- 
liegen nach der Einfuhr den Vorschriften dieses Pa- 
ragraphen. 

§ 23. 


Bestehende Gewerberechte. 


Der Handel mit den in $ 22 bezeichneten Vor- 
räten sowie der Handel mit jenen Arten von Spiritus 
oder Branntwein, die vom Absatzmonopole ausgenom- 
men sind ($ 2), kann ohne Erwirkung der in $ 6 
vorgeschriebenen Konzession erfolgen, wenn der Hän- 
dler beim Inkrafttreten dieser Verordnung hiezu auf 
Grund früher erworbener Gewerberechte befugt war 


§ 24. 
Aufhebung älterer Vorschriften. 

Die russischen Vorschriften über die in dieser 
Verordnung geregellen Gegenstände insbesondere die 
Gewährung von Vergütungen bei der Ausfuhr von Spi- 
ritus oder Branntwein sind aufgehoben. 


Auf Steuerrückvergütungen findet der erste Ab- 
satz keine Anwendung. 


§ 25. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1916 in 


a ft: . . v 
Sn Erzherzog Friedrich, FM. m. p. 


3. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
22. Dezember 1915, 
betreffend die Aushebung von Transportmitteln für mili- 
tärische Zwecke. 

Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe- 
tehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-unga- 
rischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


81. 
Transportmitteln. 


Nach Massgabe dieser Verordnung müssen Trans- 
portmittel, Transportmittelbestandteile und Zugehör 
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(Reitzeuge, Beschirrungen, Tragtierausrüstungen) der 
k. u. k. Militärverwaltung auf ihr Verlangen ; egen an- 
d d © 

gemessene Entschädigung überlassen werden. 
Transportmittel im Sinne dieser Verordnung sind 

alle Reit-, Trag- und Zugtiere, ferner die für den mo- 

d d 
torischen oder animalischen Zug geeigneten Fahrzeuge. 


§ 2. 


Organisation der Aushebung von Transportmitteln. 


Dem Militärgeneralgouvernement werden für 
Zwecke dieser Verordnung Pferde-Ergänzungsbezirks- 
kommandos unterstellt. Das Amtsgebiet jedes Pferde- 
Ergänzungsbezirkskommandos umfasst mehrere Kreise. 

Die Evidenthaltung und Aushebung der Trans- 
portmittel erfolgt in jedem Kreise durch das Kreis- 
kommando. 


§ 3. 


Anmeldung. 


Die Besitzer von Transportmitteln sind verpflich- 
tet, deren Zahl, Gattung und Zugehör innerhalb der 
vom Kreiskommando bestimmten Anmeldefrist bei der 
Gemeindevorstehung anzumelden. 

Von der Anmeldung sind jene Transportmittel 
ausgenommen, die dauernd der bewaffneten Macht der 
österreichisch-ungarischen Monarchie oder der k. u. k. 
Militärverwaltung dienen. 


§ 4. 
Anmeldepflicht von Veränderungen. 


Jede anmeldepflichtige Person hat jede Änderung 
am Gegenstande der Anmeldung, jede Änderung des 
dauernden Standortes oder der Besitzverhältnisse inner- 
halb einer Woche nach dem Eintritte der Änderung der 
Gemeindevorstehung anzumelden. 


§ 5. 


Anmeldefrist. 


Die Bestimmung der Anmeldefrist ($ 3) erfolgt 
durch Kundmachung im Amtsblatte des Kreiskomman- 
dos. Gleichzeitig mit der Einschaltung wird die Ver- 
lautbarung der Kundmachung durch öffentlichen An- 
schlag und sonst in ortsüblicher Weise verfügt. Die An- 
meldefrist kann nicht früher als eine Woche nach Aus- 
gabe und Versendung des die Kundmachung enthal- 
tenden. Amtsblattes beginnen und dauert zwei Wochen. 

Tag und Stunde des Beginnes und des Endes der 
Anmeldefrist sind in der Kundmachung anzugeben. 


§ 6. 


Form der Anmeldung. 


Die Anmeldung erfolgt schriftlich oder mündlich 
mittels Anmeldescheines. 

Schriftliche Anmeldungen sind in den Anmelde- 
schein einzutragen. Formularien hiefür werden jedem 
Anmeldepflichtigen bei jeder Gemeindevorstehung un- 
entgeltlich ausgefolgt. Die Aufgabe zur Post gilt als An- 
meldung. 

Mündliche Anmeldungen sind bei der Gemeinde- 
vorstehung unter Angabe aller zur Ausfüllung des An- 
meldescheines notwendigen Daten zu erstatten und wer- 
den in den Anmeldeschein eingetragen. 

Der Anmeldeschein ist vom Anmeldepflichtigen 
und dem behördlichen Organe, dem die Anmeldung 
erstattet wurde, zu unterfertigen. 


5% 


Behandlung der Anmeldugen. 


Die Anmeldescheine sind von den Gemeindevor- 
stehern ortschaftsweise gesammelt an das Kreiskom- 
mando zu senden. 

Das Kreiskommando verfasst auf Grund der An- 
meldescheine, nach Gemeinden geordnet, einen Anmel- 
dungsausweis und übermittelt ihn in zwei Parien dem 
Pierde-Ergänzungsbezirkskommando. 


§ 8. 


Klassifikation, Ausschreibung. 


Auf Grund der Anmeldeausweise verfügt das Mi- 
litärgeneralgouvernement die Vorführung der Trans- 
portmittel zur kommissionellen Klassifikation. 

Diese Verfügung erfolgt im Verordnungsblatte 
mittels Kundmachung, in der auch Zeit und Ort der 
Klassifikation sowie jene Tramsportmittel bezeichnet 
werden, die der Kommission vorzuführen sind. 

Die Kundmachung des Militängeneralgouverne- 
ments wird in den Amtsblättern der Kreiskommandos, 
durch öffentlichen Anschlag und sonst in ortsüblicher 
Weise verlautbart. 

An Sonn- und Feiertagen findet in der Regel keine 
Klassifikation statt. 


89. 


Klassifikationskommission. 

Die Klassifikation der 
durch eine Kommission. 
Mitglieder der Kommission sind: 

1. ein Vertreter des Kreiskommandos, 


Transportmittel erfolgt 


k 
A 


2. der Pferde-Ergänzungsbezirkskommandant oder 
sein Vertreter, 

3. ein Tierarzt, 

4. je ein Mitglied der Gemeindevorstehung jeder 
Gemeinde, aus der Transportmittel vorgeführt werden. 

Der Kreiskommandant beruft in jede Kommission 
zwei unbescholtene Fachmänner als Schätzleute. Die 
Schätzleute werden vom Kreiskommandanten beeidet 
und erhalten eine vom Militängeneralgouvernement 
festzusetzende tägliche Vergütung. 

Vorsitzender der Kommission ist der rangsälteste 
Offizier. 

$ 10. 


Befreiungsgründe. 

Von der Vorführung zur Klassifikation sind be- 
freit: 

1. die für Seelsorger, Ärzte oder Tierärzte zur Aus- 
übung ihres Berufes auf dem Lande notwendigen 
Transportmittel, jedoch höchstens je zwei Pferde und je 
ein Fuhrwerk; 

2. die für Zwecke der Polizei, der Sanität oder der 
Feuerwehr notwendigen Transportmittel; 

3. die lizenzierten (gekörten) Privathengste und die 
in Privatgestüten dauernd zur Zucht verwendeten Stu- 
ten; 

4. die in Bergwerken dauernd unter Tag verwen- 


‘deten Pferde und sonstigen Zugtiere; 


5. jene Pferde und sonstigen Zugtiere, die im 
Jahre der Pierdeklassifikation das dritte Lebensjahr 
noch nicht vollenden; 

6. erkennbar tragende Stuten, vom achten Monate 
ihrer Trächtigkeit angefangen, wenn die erfolgte Be- 
legung durch einen Staats- oder lizenzierten Hengst 
mittels eines legalen Belegscheines "nachgewiesen ist, 
sowie Stuten mit Saugfohlen während einer dreimona- 
tigen Saugzeit: 

7. Pferde und sonstige Zugtiere, die krankheits- 
halber oder wegen Gefahr der Verschleppung von Seu- 
chen nicht aus dem Stalle gebracht werden können 
oder dürfen. ; 

Der Befreiungsgrund ist gleichzeitig mit der An- 
meldung (§ 3) nachzuweisen. Solche Anmeldungen wer- 
den samt dem Nachweise des Befreiungsgrundes dem 
Kreiskommando vorgelegt. Wenn ein Befreiungsgrund 
nicht vorliegt, verfügt das Kreiskommando die Vor- 
führung. Diese Verfügung ist endgültig. 


§ 11. 
Prüfung und Entscheidung über die Kriegsdiensttauglich- 
keit. 


Die Kommission prüft die Transpontmittel auf ihre 
Kriegsdiensttauglichkeit, das Zugehör auf seine Brauch- 
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barkeit. Die Entscheidung hierüber fällt der Pferde- 
Ergänzungsbezirkskommandant oder sein Vertreter. 

Die Transportmittel werden mit »tauglich« oder 
»untauglich« klassifiziert. Gegen den Befund ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig. 


§ 12. 
Schätzung. 


Jedes tauglich befundene Transportmittel wird von 
den Kommissionsmitgliedern und den Schätzleuten 
geschätzt. 

Sind die Schätzenden über den Wert nicht einig, 
so wird der Wert nach dem  Durchschnitte der 
Schätzungen bestimmt. 

Gegen die Schätzung ist ein Rechtsmittel nicht zu- 
lässig. 


§ 13. 
Widmungsblatt. 


Für jedes als tauglich klassifizierte Transport- 
mittel wird ein Widmungsblatt ausgestellt, vom Pfer- 
de-Ergänzungsbezirkskommandanten oder seinem Ver- 
treter unterfertigt und dem Besitzer des Transportmit- 
tels übergeben. 

Im Widmungsblatte wird auch das Zugehör er- 
sichtlich gemacht. 


§ 14. 


Behandlung und Wirkung des Widmungsblattes. 


Der Besitzer des Transportmittels muss das Wid- 
mungsblalt entgegennehmen, zu allen das Transport- 
mittel betreffenden Amtshandlungen mitbringen und 
auf Verlangen des Kreiskommandos jederzeit zurück- 
stellen. 

Vom Augenblicke der Ausstellung des Widmungs- 
blattes angefangen, muss in jeder das Transportmittel 
betreffenden. Urkunde — insbesondere in Ausfuhrbe- 
willigungen, Viehpässen, Kaufverträgen — ausdrücklich: 
bemerkt werden, dass das Transportmittel mit einem 
Widmungsblatte beteilt ist. 


§ 15. 


Anmeldepflicht von Besitzänderungen. 


Wer ein Transportmittel mit Widmungsblatt er- 
wirbt, hat das Widmungsblatt zu übernehmen und die 
Übernahme sowie den neuen Standort des Transport- 
mittels innerhalb einer Woche nach der Erwerbung der 
Gemeindevorstehung anzumelden. Die Anmeldung muss 
die Angabe des Namens und Wohnortes des früheren 
und des neuen Besitzers enthalten. 


$ 16. 


Verkehrsbeschränkungen. 
Das Militärgeneralgouvernement kann das Verbot 
erlassen, Transportmittel mit Widmungsblättern aus 
allen oder aus bestimmten Kreisen zu entfernen. 


$ 17. 
Abgabeort. 


Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die 
Abgabeorte, in denen die Transportmittel im Falle 
ihrer Einberufung samt Zugehör abzugeben sind. 

Für jede Gemeinde wird in der Regel ein Abga- 
beort bestimmt. 


$ 18. 


Einberufung. 


Die Einberufung der Transportmittel wird vom 
Militärgeneralgouvernement verfügt, im Verordnungs- 
blatte kundgemacht und in den Atmsblättern der be- 
teiligten Kreiskommandos, durch öffentlichen Anschlag 
und sonst in ortsüblicher Weise verlautbart. 
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Vorführung zur Abgabe. 


Im Falle der Einberufung hat jeder Besitzer eines 
Transportmittels mit Widmungsblatt dasselbe samt Zu- 
gehör zum festgesetzten Zeitpunkte am Abgabeorte vor- 
zuführen oder vorführen zu lassen. 

Von der Vorführung sind jene Transportmittel be- 
freit, bei denen einer der in $ 10, unter Punkt 6 oder 7 
angeführten Befreiungsgründe nach der Klassifikation 
eingetreten ist. 

Der Befreiungsgrund muss jedenfalls vor dem 
Zeitpunkte der Abgabe beim Kreiskommando nachge- 
wiesen werden. 


$ 20. 


Ausstattung der abzugebenden Transportmittel. 


Reit-, Trag- und Zugtiere sind nach landesübli- 
cher Art beschlagen, mit Decke, Haliterstrick und mit 
dem im Widmungsblatte ausgewiesenen Zugehör, Fahr- 
zeuge nach besonderen Weisungen des Militärgeneral- 
gouverenements ausgerüstet vorzuführen. 

Für Reit-, Trag- und Zugtiere muss ein für fünf 
Tage berechneter Vorrat an Futtermitteln mitgebracht 
werden. 

Die Vergütung der übernommenen Vorräte wird 
durch Verordnung des Militärgeneralgouverneurs ge- 
regelt. > 

Die Transport- und Verpflegskosten bis an den 


Abgabeort trägt — soweit nicht besondere Verfügungen 
ergehen — der Besitzer. 


g21. 


Übernahme oder Zurückweisung der Transportmittel. 


Die Transportmittel werden am Abgabeorte durch 
ein vom Kreiskommando _ bestelltes Übernahmsorgan 
geprüft und im Falle ihrer Kriegsdiensttauglichkeit 
(Brauchbarkeit) übernommen, 

Die Übernahme wird im Widmungsblatte bestä- 
tigt. 

Auf Grund dieser Bestätigung wird die Vergütung 
ausgezahlt. Die Art der Auszahlung und der Zeitraum, 
innerhalb dessen sie erfolgt, wird durch Verordnung des 
Militärgeneralgouverneurs festgesetzt. 

Nicht übernommene Transportmittel werden dem 
Besitzer zurückgestellt. Für den Rücktransport wird 
eine angemessene Entschädigung gewährt. 


82. 


Ermächtigung zu Durchführungsverordnungen. 

Der Generalgouverneur ist ermächtigt — bei mög- 
lichster Wahrung der Lebens- und Verkehrsinteressen 
der Bevölkerung — alle Massnahmen zu treffen und 
alle Verordnungen zu erlassen, die zur erfolgreichen 
Durchführung dieser Verordnung und zur Verwertung‘ 


der Transportmittel für militärische Zwecke überhaupt 


notwendig sind. 
§ 23. 


Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschrift werden — so- 
weit die Handlung nicht unter eine strengere Straf- 
bestimmung fällt — vom Kreiskommando mit Geld- 
strafe bis zu dreitausend Kronen oder mit Arrest bis 
zu drei Monaten bestraft. Neben der Geldstrafe kann 
Arrest bis zu einem Monate verhängt werden. 


§ 24. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1916 im 
Kraft. 
Erzherzog Friedrich, MF., m: p. 


4. 


Verbrauchsabgaben im Okkupationsgebiete. 


Mit dem Erlasse vom 4. Mai 1916 F. A. Nr. 26869/916 
hat das Militärgeneralgouvernement in Lublin im Nach- 


hange zu der im Amtsblatte Nr. 1 vom 10. Jänner 1916 
verlautbarten Verordnung vom 9. Dezember 1915, — auf 
Grund des Erlasses des k. u. k. Armeeoberkommandos 
M. V. Nr. 28432/P. vom 17. April 1916 und der Art. 43 
und 48 der Haager Landkriegordnung angeordnet wie 
folgt: 

I. Presshefe inländischer und ausländischer Pro- 
venienz ist der Verbrauchsabgabe zu unterziehen und 
zwar nach dem einheitlichen Steuersatze — wie 
im deutschen Okkupationsgebiete — per 32 (zwei und 
dreissig) Kopeken vom russischen Pfunde. 

Die Versteuerung der Presshefe hat unter Verwen- 
dung von Banderollen zu erfolgen. Bei der Banderol- 
lierung der im Okkupationsgebiete erzeugten Press- 
hefe ist gemäss der Bestimmungen des geltenden russ. 
Verzehrungssteuergesetzes vorzugehen. 

Die eingeführten Preshefesendungen 
werden seitens des Zollamtes an die Fi- 
nanzwachabteilung in Strzemieszyce, 
wo das öst.-ung. Presshefekartell ein en gros- Depot 
besitzt, in dem die Presshefe geformt und verpackt wird, 
behufs Banderollierung gewiesen. 

Die näheren Details dieses Amweisungsverkehres 
werden im Einvernehmen mit der k. k. Finanzbezirks- 
direktion in Krakau nachträglich bestimmt werden. 

II. Verbrauchsabgaben für eingeführte Zündhölz- 
chen, Zigarettenhülsen und Zigarettenpapier werden 
nichteingehoben, solange diese Artikel auch im 
deutschen Okkupationsgebiete der Verbrauchsabgabe 
nicht unterworfen sind. 

Die im Inlande erzeugten Zigarettenhülsen und 
Zigarettenpapier werden auch der Verbrauchsabgabe 
nicht unterworfen, nachdem derzeit aus dem Auslande 
nur in Ballen und Rollen eingeführtes Zigarettenpapier 
erst im Okkupationsgebiete zu Bücheln und Hülsen 
konfektioniert wird. 

Bei diesen Artikeln ist die Belastung mit einer 
Verbrauchsabgabe in dem festgestzten Zollsatze als in- 
begriffen anzusehen. 

III. Diese Verordnung tritt am 15. Mai 1916 in 
Kraft. . 

Von der vor diesem Zeitpunkte in Verkehr ge- 
setzten Presshefe, die nicht nach dem im Punkte I. er- 
wähnten Satze versteuert wurde und welche am 16. Mai 
1916 noch in Verkaufsstellen oder im Transporte sich 
befinden wird, ist eine Ergänzungs-Nachtragssteuer de- 
ren Höhe der Differenz zwischen dem bisherigen und 
gegenwärtigen Steuersatze gleich kommt, einzuheben. 


5. 
Dienst der Feldschere. 


_ Die Feldschere dürfen ihre Praxis nach dem rus- 
sischen Gesetze ausüben. 
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Sie dürfen also nur Hilfsdienste den Ärzten leisten, 
jedoch nicht selbstständig ordinieren und Rezepte 
schreiben. 


Unbefugte Ausübung der Hebammenpraxis. 


Es mehren sich Fälle, dass Frauenzimmer, welche 
keine Kenntnisse und keine Befähigung zur Ausübung 
der Hebammenpraxis haben, den Gebärenden bei Ge- 
burten Hilfe leisten und dadurch schwere Schädigun- 
gen ja sogar den Tod der Gebärenden verschulden. 

Damit solche Fälle nicht vorkommen und die tat- 
sächlich im Kreise ansässigen geprüften Hebammen 
ihren Beruf ausüben können, wird die Ausübung der 
Hebammenpraxis überall wo geprüfte Hebammen an- - 
sässig sind, ferner überall dort wo geprüfte Hebammen 
zu erreichen sind, nur denselben gestattet und werden 
alle unbefugten Geburtshelferinnen vom Kreiskom- 
mando bestraft. 


Die Gemeindeämter, die Gendarmerie haben je- 
den Fall unbeiugter Ausübung der Hebammenpraxis 
dem Kreiskommando zu melden. 

Desgleichen haben auch Ärzte und Hebammen je- 
den ihnen bekannten Fall der unberechtigten Ausübung 
des Hebammenberufes dem Kreiskommando anzu- 
zeigen. 

Jene Gemeinden, welche keine geprüften Hebam- 
men haben (Kurzelöw, Oleszno, Krasocin, Słupia) ha- 
ben Sorge zu tragen, dass sich eine Kandidatin für den 
in Krakau im Oktober 1916 stattfindenden Hebammen- 
kurs meldet. 


7. 


Hundswut im Kreise. 


Es wird in Erinnerung gebracht, dass das freie 
Herumlaufen der Hunde strenge verboten ist. 

Anlässlich der Konstatierung der Wutkrankheit in 
der Umgebung von Wloszezowa wurde die Vertilgung 
der frei und ohne Maulkorb herumlaufenden Hunde an- 
geordnet. Die Bevölkerung wird hievon mit dem Bei- 
fügen verständigt, dass jeder Eingentümer eines sol- 
chen freiherumlaufenden Hundes strengstens bestraft 
werden wird. 


Es ist daher von Jedermann auf herrenlose und 
freiherumlaufende Hunde ein genaues Augenmerk zu 
richten und hievon dem nächsten Gendarmerieposten 
oder der Gemeindebehörde die Anzeige zu erstatten. 
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Kundmachung 


über die Einführung des beschränkten Zivil-Personen- 
Gepäcks- und Güterverkehres in den Strecken Chotm— 
Kowel und Kowel—-Sokal. 


Mit Gültigkeit vom 1. Mai 1916 wird in den Stre- 
cken Gholm-Kowel und Kowel-Sokal auf 
Grund des »Tarifes für die Beförderung von Personen, 
Hunden und Reisegepäck auf den Linien der k. u. k. 
Heeresbahn Nord, gültig vom 1. März 1916«, sowie des 
»Tarifes für die Beförderung von Zivilgütern, lebenden 
Tieren und Leichen auf den Linien der k. u. k. Heeres- 
bahn Nord, gültig vom 1. Februar 1916« der Zivil-Per- 
sonen-, Gepäcks- und Güterverkehr mit nachfolgenden 
Beschränkungen aufgenommen: 


A. Personen- und Gepäksverkehr: 

1. Jede Zivilperson muss, falls sie die engere Gren- 
ze des Kriegsgebietes — derzeit Bugfluss — überschrei- 
tet, ausser dem vorgeschriebenen Reisepass eine 
vom 4. Armeekommando (Quartiermeisterabteilung) 
ausgestellte Reiselegitimation für den Fern- 
verkehr besitzen. 

2. Die Reisedokumente (Pässe oder Reiselegiti- 
mationen) jener Zivilpersonen, die aus verseuchten Ge- 
genden stammen und aus unabweislichen, pri- 
vaten oder öffentlichen Gründen eine Reise zu unter- 
nehmen gezwungen sind, müssen mit einem amtsärztli- 
chen Vermerke darüber versehen sein, dass der Reisende 
sicher lausfrei und auf Grund der ärztlichen Untersu- 
chung oder wenn möglich einer 14-tägigen Beobach- 
tung auch als infektionsfrei zu betrachten ist. 


B. Güterverkehr : 

Zur Beförderung werden nur folgende Güter an- 
genommen: 

1. Lebensmittel: 

a) Leicht verderbliche Lebensmittel, und zwar: 
Fleisch, Fleischwaren, geschlachtete Tiere (auch Wild- 
pret), Fische, Milch, Butter, Topfen, Brot und Teig- 
waren, Hefe, Backmalz, Salz, ferner lebende Tiere: 

b) sonstige Lebensmittel, und zwar: Öl, Margarin- 
butter, Eier, Getreide, Mehl, Kartoffeln, Reis, Hülsen- 
früchte, Kaffee und Kaffeesurrogate, Tee, Schokolade, 
Kakao, Zucker, Gewürze, Essig, Essigsäure, Mineral- 
wasser, Spiritus (nicht denaturiert). 


2.Sanitätsmaterial (auch Apothekerwa- 
ren), Desinfektionsmaterial. 

3. Brennenmaterial (auch Beleuchtungs- 
material): 

a) Kohlen für Öffentliche Anstalten, sowie für 
Hausbrandzwecke; 

b) sonstiges Brenn- und Beleuchtungsmaterial: 
Brennholz, Naphta, Petroleum, Benzin, Brennspiritus, 
Kerzen, Kohlenstifte und Glühlampen. 

4 Tabak und Tabakfabrikate. 

5. Emballagen (auch Getreidesäcke), jedoch 
nur wenn sie zur Füllung abgesendet oder leer zurück- 
gehen. 

6. Tierfuttermittel, und zwar: Heu, Stroh, 
Hafer, Kleie, Häckerling, Futterrüben. 

7. Sonstige wichtige Verbrauchs- und Ge- 
brauchsgegenstände und zwar: Sämereien, Maschinen- 
schmieröl, Zündhölzchen, Seife, 'Seifensiedermateria- 
lien, Papier aller Art, Woll- und Wirkwaren. 


9. 
Versicherungswesen. 


Der Wechselseitigen Versicherungsgesellschaft in 
Krakau wurde die Bewillignug zum Betriebe der Le- 
bensversicherungsgeschäfte erteilt. 

In Lublin wird eine Zahlstelle errichtet werden. 


10. 
Warnung. 


An einem Grenzpunkte wurde ein Insasse des 
Okkupationsgebietes, welcher dem Aufrufe der Grenz- 
polizei zum Stehenbleiben keine Folge leistete, von 
Gendarmen angeschossen und hiebei derart schwer 
verwundet, dass er der Verletzung erlag. 

Dieser Vorfall wird der Bevölkerung mit der 
gleichzeitigen Warnung bekannt gegeben, dass sie den 
Anordnungen der Grenzwachorgane Folge leisten muss 
und dass diese Ongane berechtigt sind, im Falle der 
Nichtbefolgung ihrer Befehle von der Waffe Gebrauch 
zu machen. 


N. 


Aviso. 


Die Auskunftstelle des k. u. k, Mil.-Gen.-Gouv. in 
Krakau amtiert jetzt am Ringplatz, Linie C-D Nr. 19, 
Telegrammadresse und Telephonnummer bleibt unver- 
ändert. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


EMIL von ELTZ, Oberst, m. p. 


Kraków. — Druk W. L. Anczyca i Spółki; NR 
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